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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Betrieb
einer Personenschleuse gemäß Oberbegriff des An-
spruchs 1.
[0002] Dokument DE40 07 303 C1 offenbart eine Per-
sonenschleuse, welche mit einem solchen Verfahren be-
trieben werden kann.
[0003] Personenschleusen für die zyklische Freigabe
eines Durchgangs weisen mindestens ein Sperrelement,
wie beispielsweise einen Sperrholm, auf, der zwischen
einer den Durchgang versperrenden Sperrstellung und
einer den Durchgang freigebenden Durchgangsstellung
beweglich ist. Der Sperrholm ist mit einem Träger ver-
bunden, beispielsweise auf einer ortsfest drehbar gela-
gerten Schreibe montiert, durch deren Bewegung der
Sperrholm bewegt wird. Um den Durchgang zu sperren,
beispielsweise bis eine gültige Eintrittskarte in ein Aus-
lesegerät eingegeben wird, ist ein Sperriegel vorgese-
hen, der die Bewegung des Trägers durch Anlage an
einer Wirkfläche hemmt. Der Riegel ist zwischen einer
Sperrstellung und einer Freigabestellung beweglich, wo-
bei in letzterer der Träger frei beweglich ist. Soll der
Durchgang in beiden Richtungen gesperrt und freigege-
ben werden können, so ist ein zweiter Riegel vorhanden,
der in seiner Sperrstellung ebenfalls an einer oder meh-
reren Wirkflächen des Trägers zur Anlage kommt. Der
Träger weist zu diesem Zweck zu jeder Wirkfläche eine
in eine entgegengesetzte Richtung weisende zweite
Wirkfläche auf.
[0004] Beim Aufbau und der Inbetriebnahme einer
Personenschleuse muß die Steuereinrichtung program-
miert werden. Die Steuereinrichtung muß mit Informati-
onen versorgt werden, welche Art von Personenschleu-
se vorliegt. Die Informationen beinhalten beispielsweise
Angaben darüber, ob die Personenschleuse eine oder
zwei sperrbare Durchgangsrichtungen aufweist, wie vie-
le Riegel vorhanden sind, wie viele Wirkflächen zum
Sperren vorhanden sind und ob die Riegel im stromlosen
Zustand in der Sperrstellung oder in der Freigabestellung
sind. Eine solche Parametrierung erfolgt üblicherweise
durch Eingabe entsprechender Parameterwerte an der
Steuereinrichtung selbst oder an einem mit der Steuer-
einrichtung verbundenen Eingabegerät durch dafür ge-
schultes Personal. Hierzu ist entweder eine Eingabe-
möglichkeit oder eine Schnittstelle an der Steuereinrich-
tung notwendig. Zudem wird entsprechend ausgerüste-
tes und geschultes Personal benötigt, was insbesondere
bei dezentraler Herstellung der fertigen Anlagen, bei-
spielsweise beim Zusammenbau der Anlagen vor Ort,
sehr aufwendig ist.
[0005] Es ist daher Aufgabe der Erfindung, ein Verfah-
ren der eingangs genannten Art derart weiterzubilden,
dass es weniger aufwendig ist.
[0006] Die Aufgabe wird erfindungsgemäß durch ein
Verfahren mit den Merkmalen den Anspruchs 1 gelöst.
Vorteilhafte Weiterbildungen der Erfindung sind Gegen-
stand der abhängigen Ansprüche.

[0007] Der Erfindung liegt der Gedanke zugrunde, eine
automatische Konfigurierung der Steuereinrichtung ei-
ner Personenschleuse bereit zu stellen. Dabei wird von
der Tatsache Gebrauch gemacht, dass sich relevante
Eigenschaften der Personenschleuse aus ihrem Verhal-
ten im Betrieb ableiten lassen. Somit müssen nur die
Bewegung des Trägers charakterisierende Daten in ei-
nem Testlauf ermittelt werden, um die Steuereinrichtung
mit den relevanten Informationen betreffend Zahl und Art
der Riegel und der Wirkflächen zu versorgen. Eine au-
tomatische Konfigurierung erspart schon beim Zusam-
menbau der Personenschleuse und bei der Inbetrieb-
nahme erheblichen Aufwand. Dies ist um so mehr rele-
vant, als Personenschleusen nach dem Baukastenprin-
zip gefertigt werden können, wodurch auch bei beste-
henden Personenschleusen durch Nachrüstung bauli-
che Veränderungen vorgenommen werden können.
Schließlich ist es auch möglich, während des Betriebs
einen Testlauf durchzuführen, bei dem Änderungen an
der Personenschleuse, seien sie durch Eingriff einer Be-
dienperson oder durch Verschleiß bewirkt, erkannt wer-
den können.
[0008] Das Verfahren eignet sich gleichermaßen für
Personenschleusen mit einem Riegel, der zur Anlage an
einer oder mehreren ersten Wirkflächen des Trägers be-
stimmt ist, wie für in zwei Richtungen sperrbare Perso-
nenschleusen, die zwei Riegel und in entgegengesetzte
Bewegungsrichtungen weisende Wirkflächen am Träger
aufweisen. Dabei wird der Träger zweckmäßig bei allen
möglichen Kombinationen der Riegelendstellungen in
beiden Bewegungsrichtungen bis zur Hemmung durch
einen der Riegel bzw. bis zum Erreichen der vorbestimm-
ten Wegstrecke bewegt. Insbesondere wird bevorzugt,
dass beim Testlauf die Bewegung des Trägers bis zur
Anlage einer Wirkfläche an einen der Riegel mehrfach
wiederholt wird, insbesondere eine vorgegebene Anzahl
von Malen, beispielsweise so lange, bis der betreffende
Riegel an jeder der zugehörigen Wirkflächen zur Anlage
gekommen ist. Der Testlauf wird vorteilhaft so oft wie-
derholt, bis die Steuereinrichtung die relevanten Para-
meter der Personenschleuse ermitteln kann.
[0009] Das erfindungsgemäße Verfahren kann auch
dazu genutzt werden, die Personenschleuse, beispiels-
weise nach einem Stromausfall, in eine vorbestimmte
Stellung, die sogenannte Nullposition, zu bringen. Diese
zeichnet sich dadurch aus, dass entweder eine der Wirk-
flächen von den weiteren Wirkflächen unterscheidbar ist
oder aber dass eine Gruppe von Wirkflächen von den
übrigen Wirkflächen unterscheidbar ist. Der Träger weist
dann eine Referenzwirkfläche oder eine Gruppe von Re-
ferenzwirkflächen auf, wobei die Anlage eines der Riegel
an einer der Referenzwirkflächen die Nullposition oder
eine der Nullpositionen definiert. Zur Einstellung der Null-
position bzw. einer der Nullpositionen wird bei dem Test-
lauf der Träger so lange bewegt, bis der Riegel oder einer
der Riegel an der Referenzwirkfläche oder einer der Re-
ferenzwirkflächen anliegt.
[0010] Vorzugsweise ist der Träger ortsfest drehbe-

1 2 



EP 2 247 813 B1

3

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

55

weglich gelagert. Die Steuereinrichtung ermittelt dann
die von ihm während des Testlaufs überstrichenen Dreh-
winkel bzw. die Drehwinkel indirekt charakterisierende
Daten und speichert sie im Datenspeicher. Es ist mög-
lich, den Träger vor der Ermittlung der seine Bewegung
charakterisierenden Daten in eine Referenzstellung zu
bringen. Die Referenzstellung kann durch Anlage des
Riegels oder eines der Riegel an der Wirkfläche oder
einer der Wirkflächen definiert sein. Es ist jedoch auch
möglich, die Referenzstellung durch eine Schaltposition
eines bei Bewegung des Trägers schaltbaren Schalters
zu definieren, insbesondere durch den Anfang und/oder
das Ende eines Bereichs, in dem der Schalter vom Träger
betätigt wird.
[0011] Im Folgenden wird die Erfindung anhand eines
in der Zeichnung schematisch dargestellten Ausfüh-
rungsbeispiels näher erläutert. Es zeigt

Fig. 1 eine Draufsicht auf einen als Sperrscheibe aus-
gebildeten Träger mit einer Sperreinrichtung in
schematischer Darstellung.

[0012] In der Zeichnung ist ein Verriegelungsmecha-
nismus für ein Drehkreuz dargestellt. Dieser weist eine
Sperrscheibe 10 auf, die um eine Drehachse 12 drehbar
ist. Die Sperrscheibe 10 ist fest mit den Sperrholmen des
Drehkreuzes verbunden, so dass bei einer Blockierung
ihrer Drehbewegung der in einen Durchgang der Perso-
nenschleuse ragende Sperrholm nicht bewegt werden
kann und den Durchgang sperrt. Am Umfang der in der
Draufsicht im wesentlichen kreisrunden Sperrscheibe 10
stehen in radialer Richtung in konstanten Winkelabstän-
den angeordnete Nocken 14 ab, die seitliche erste und
zweite Wirkflächen 16a, 16b aufweisen. Um die Drehbe-
wegung der Sperrscheibe 10 blockieren zu können, sind
zwei Riegel 18, 20 um Schwenkachsen 22 schwenkbar
nahe der Sperrscheibe 10 gelagert. Durch Verschwen-
ken um die Schwenkachsen 22 können die Riegel 18,
20 zwischen einer Freigabestellung und einer Sperrstel-
lung verschwenkt werden. Im in Fig. 1 gezeigten Ausfüh-
rungsbeispiel ist der linke Riegel 18, mit dem die Dreh-
bewegung der Sperrscheibe 10 entgegen dem Uhrzei-
gersinn blockierbar ist, in der Freigabestellung. Die
Sperrscheibe 10 kann somit gegen den Uhrzeigersinn
um die Drehachse 12 gedreht werden. Der rechte Riegel
20 befindet sich dagegen in der Sperrstellung. Dabei liegt
eine Anlagefläche 24 an einer der zweiten Wirkflächen
16b an und hemmt die Drehung der Sperrscheibe 10.
Das Verschwenken der Riegel 18, 20 zwischen der Frei-
gabestellung und der Sperrstellung erfolgt mittels einer
eine Rückstellkraft F bewirkenden Feder, die permanent
auf den jeweiligen Riegel 18, 20 wirkt, und beim Fehlen
anderer Kräfte den Riegel 18, 20 in die Freigabestellung
drückt. Um die Riegel 18,20 in die Blockadestellung zu
bewegen, sind Hubmagnete vorgesehen, die bei Betäti-
gung der Rückstellkraft F entgegenwirken.
[0013] Das Drehkreuz wird zur Freigabe und zum
Sperren des Durchgangs mittels einer Steuereinrichtung

angesteuert. Die Steuereinrichtung muß nach dem Zu-
sammenbau und vor der Inbetriebnahme des Drehkreu-
zes mit den das Drehkreuz charakterisierenden Parame-
tern versehen werden. Die Parametrierung erfolgt auto-
matisch in einem Testlauf. Dabei wird gemäß dem be-
vorzugten Ausführungsbeispiel wie folgt vorgegangen:

Der Testlauf wird durch Betätigung einer Reset-Tas-
te gestartet. Zunächst wird die Sperrscheibe 10 ge-
dreht, wobei die Hubmagnete der Riegel 18, 20
stromlos sind, so dass die Rückstellkraft F der Feder
beide Riegel 18, 20 in der Freigabestellung hält. Eine
Drehung der Sperrscheibe 10 entgegen dem Uhr-
zeigersinn erfolgt ungehemmt, woraus die Informa-
tion gewonnen wird, dass der erste Riegel 18 strom-
los öffnet. Nach Überstreichen eines Drehwinkels
von 360° wird die Bewegung der Sperrscheibe 10
angehalten und umgekehrt, wobei die Information
gewonnen wird, dass auch der zweite Riegel 20
stromlos öffnet. Auch diese Bewegung wird nach
Überstreichen eines Drehwinkels von 360° angehal-
ten.

[0014] Anschließend wird der Hubmagnet des ersten
Riegels 18 mit Strom beaufschlagt, so dass der erste
Riegel 18 in seine Sperrstellung bewegt wird. Daraufhin
wird die Sperrscheibe 10 wieder entgegen dem Uhrzei-
gersinn bewegt, bis die Bewegung durch Anlage einer
der ersten Wirkflächen 16a an der Anlagefläche 24 des
ersten Riegels 18 gehemmt wird. Diese Stellung dient
als Referenzstellung. Dann wird der erste Riegel 18 in
seine Freigabestellung bewegt, die Drehung der Sperr-
scheibe 10 wird fortgesetzt und der Hubmagnet des ers-
ten Riegel 18 wieder mit Strom beaufschlagt. Durch An-
lage an die folgende der ersten Wirkflächen 16a wird die
Bewegung der Sperrscheibe 10 wieder gehemmt. Dieser
Vorgang wird so oft wiederholt, bis die Sperrscheibe 10
einen Drehwinkel von 360° überstrichen hat. Die Perso-
nenschleuse weist einen Impulsgeber auf, welcher die
Zahl der Impulse misst, die zwischen der Anlage des
ersten Riegels 18 an einer der ersten Wirkflächen 16a
und der Anlage des ersten Riegels 18 an der darauf fol-
genden ersten Wirkfläche 16a erfolgen. Durch Umrech-
nung der Impulszahl in einen Drehwinkel wird die Infor-
mation gewonnen, dass die gegen den Uhrzeigersinn
weisenden ersten Wirkflächen 16a in einem Winkelab-
stand von 60° zueinander angeordnet sind. Das Verfah-
ren wird durch Drehen im Uhrzeigersinn und Betätigung
des zweiten Riegels 20 wiederholt, woraus die Informa-
tion gewonnen wird, dass auch die in den Uhrzeigersinn
weisenden zweiten Wirkflächen 16b im Winkelabstand
von 60° zueinander angeordnet sind.
[0015] Die gewonnenen Informationen werden in ei-
nem Datenspeicher der Steuereinrichtung gespeichert,
so dass durch den automatischen Parametrierungspro-
zeß die Steuereinrichtung mit der Information versehen
wird, dass es sich bei der Personenschleuse um ein beid-
seitig sperrbares Drehkreuz handelt, dessen Steuer-
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scheiben 10 in beiden Drehrichtungen in Winkelabstän-
den von 60° sperrbar ist, und dass die Riegel 18, 20 in
stromlosem Zustand in der Freigabestellung sind.
[0016] Wenn eine oder mehrere der in Fig. 1 gezeigten
Wirkflächen 16a, 16b von den übrigen Wirkflächen un-
terscheidbar sind, kann der Testlauf auch zur Einstellung
einer Nullposition des Drehkreuzes, beispielsweise nach
einem Stromausfall, verwendet werden. Die Unter-
scheidbarkeit kann beispielsweise dadurch gegeben
sein, dass einer der Nocken 14 breiter oder schmaler
ausgebildet ist als die übrigen Nocken. Die Unterscheid-
barkeit der betreffenden Wirkfläche ergibt sich dann aus
ihrem Abstand zu den benachbarten Wirkflächen, der
sich von den übrigen Abständen der Wirkflächen zuein-
ander unterscheidet. Es ist jedoch auch möglich, dass
auf der Sperrscheibe 10 eine Steuerscheibe montiert ist,
wie sie in der Patentanmeldung DE 10 2007 036 360
beschrieben ist. Die Sperrscheibe weist dann drei Steu-
ernocken auf, die drei der Nocken 14 überdecken.
[0017] Im ersteren Fall wird die Nullposition durch An-
lage eines der Riegel 18, 20 an eine Wirkfläche des brei-
ter oder schmaler ausgeführten Nockens definiert. Die
Nullposition wird in einem Testlauf dadurch eingestellt,
dass der betreffende Riegel nach und nach an aufeinan-
derfolgenden Wirkflächen zur Anlage gebracht wird und
die Steuereinrichtung anhand des Drehwinkels der
Sperrscheibe 10 zwischen zwei Positionen, in denen ihre
Bewegung gehemmt ist, die Nullposition erkennt. Im letz-
teren Fall sind drei Nullpositionen durch die Anlage eines
der Riegel 18, 20 an eine der Wirkflächen 16a,16b ge-
geben, die nicht von einem Steuernocken überdeckt wer-
den. Beginnend von einer Position, in der einer der Riegel
18, 20 an einer der Wirkflächen 16a, 16b anliegt, wird
der betreffende Riegel in die Freigabestellung bewegt,
und die Sperrscheibe 10 wird um 60° gedreht. Wenn der
Riegel dann in seine Sperrstellung einfallen kann, befin-
det sich die Personenschleuse in ihrer Nullposition.
[0018] Zusammenfassend ist folgendes festzuhalten:
[0019] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zum Betrieb
einer Personenschleuse für die zyklische Freigabe eines
Durchgangs, wobei die Personenschleuse eine einen
Datenspeicher und eine Datenverarbeitungseinheit auf-
weisende Steuereinrichtung und mindestens ein Sperre-
lement aufweist, das zwischen einer den Durchgang an
einer Sperrstelle versperrenden Sperrstellung und einer
den Durchgang freigebenden Durchgangsstellung be-
weglich ist, wobei das mindestens eine Sperrelement mit
einem in mindestens einer Bewegungsrichtung beweg-
lichen Träger 10 verbunden ist, der eine erste Wirkfläche
16a oder mehrere erste Wirkflächen 16a aufweist, wobei
die Personenschleuse eine Verriegelungseinrichtung mit
mindestens einem Riegel 18, 20 aufweist, der zwischen
einer ersten und einer zweiten Endstellung beweglich ist
und in einer seiner Endstellungen zur Anlage an der ers-
ten Wirkfläche 16a oder einer der ersten Wirkflächen 16a
bestimmt ist. Erfindungsgemäß ist vorgesehen, dass die
Steuereinrichtung in einem Testlauf der Personen-
schleuse, insbesondere nach ihrer Inbetriebnahme, den

Riegel 18, 20 in mindestens eine seiner Endstellungen
bewegt und den Träger 10 so weit bewegt, bis seine Be-
wegung durch den Riegel 18, 20 gehemmt wird, dass die
Bewegung des Trägers 10 nach einer vorbestimmten
Wegstrecke angehalten wird, wenn sie nicht durch den
Riegel 18, 20 gehemmt wird, dass die Bewegung des
Trägers 10 charakterisierende Daten von der Steuerein-
richtung ermittelt werden und dass die Datenverarbei-
tungseinheit aus den die Bewegung des Trägers 10 cha-
rakterisierenden Daten die Personenschleuse charakte-
risierende Parameter ermittelt, welche im Datenspeicher
gespeichert werden.

Patentansprüche

1. Verfahren zum Betrieb einer Personenschleuse für
die zyklische Freigabe eines Durchgangs, wobei die
Personenschleuse eine einen Datenspeicher und ei-
ne Datenverarbeitungseinheit aufweisende Steuer-
einrichtung und mindestens ein Sperrelement auf-
weist, das zwischen einer den Durchgang an einer
Sperrstelle versperrenden Sperrstellung und einer
den Durchgang freigebenden Durchgangsstellung
beweglich ist, wobei das mindestens eine Sperrele-
ment mit einem in mindestens einer Bewegungsrich-
tung beweglichen Träger (10) verbunden ist, der eine
erste Wirkfläche (16a) oder mehrere erste Wirkflä-
chen (16a) aufweist, wobei die Personenschleuse
eine Verriegelungseinrichtung mit mindestens ei-
nem Riegel (18) aufweist, der zwischen einer ersten
und einer zweiten Endstellung beweglich ist und in
einer seiner Endstellungen zur Anlage an der ersten
Wirkfläche (16a) oder einer der ersten Wirkflächen
(16a) bestimmt ist, dadurch gekennzeichnet, dass
die Steuereinrichtung in einem Testlauf der Perso-
nenschleuse, insbesondere nach ihrer Inbetriebnah-
me, den Riegel (18) in mindestens eine seiner End-
stellungen bewegt und den Träger (10) so weit be-
wegt, bis seine Bewegung durch den Riegel (18) ge-
hemmt wird, dass die Bewegung des Trägers (10)
nach einer vorbestimmten Wegstrecke angehalten
wird, wenn sie nicht durch den Riegel (18) gehemmt
wird, dass die Bewegung des Trägers (10) charak-
terisierende Daten von der Steuereinrichtung ermit-
telt werden und dass die Datenverarbeitungseinheit
aus den die Bewegung des Trägers (10) charakte-
risierenden Daten die Personenschleuse charakte-
risierende Parameter ermittelt, welche im Daten-
speicher gespeichert werden.

2. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Träger (10) in zwei einander ent-
gegengesetzte Bewegungsrichtungen beweglich ist
und in beiden Bewegungsrichtungen so weit bewegt
wird, bis seine Bewegung durch den mindestens ei-
nen Riegel (18) gehemmt wird, und dass die Bewe-
gung des Trägers (10) nach einer vorbestimmten
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Wegstrecke angehalten wird, wenn sie nicht durch
den mindestens einen Riegel (18) gehemmt wird.

3. Verfahren nach Anspruch 2, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Träger (10) eine zweite Wirkflä-
che (16b) oder mehrere zweite Wirkflächen (16b)
aufweist, welche in eine zur ersten Wirkfläche (16a)
oder zu den ersten Wirkflächen (16a) entgegenge-
setzte Richtung weist bzw. weisen und dass die Ver-
riegelungseinrichtung einen weiteren Riegel (20)
aufweist, der zwischen einer ersten und einer zwei-
ten Endstellung beweglich ist und in einer seiner
Endstellungen zur Anlage an der zweiten Wirkfläche
(16b) oder einer der zweiten Wirkflächen (16b) be-
stimmt ist und dass zur Ermittlung der die Bewegung
des Trägers (10) charakterisierenden Daten beide
Riegel (18, 20) nacheinander in mindestens eine ih-
rer Endstellungen bewegt werden.

4. Verfahren nach Anspruch 3, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Träger (10) bei allen möglichen
Kombinationen der Riegelendstellungen in beiden
Bewegungsrichtungen bis zur Hemmung durch ei-
nen der Riegel (18, 20) bzw. bis zum Erreichen der
vorbestimmten Wegstrecke bewegt wird.

5. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass beim Testlauf
nach Hemmung der Bewegung des Trägers (10) der
betreffende Riegel (18, 20) zur Freigabe der Bewe-
gung in seine andere Endstellung gebracht wird,
dass anschließend der Träger (10) weiterbewegt
wird, dass der Riegel (18, 20) wieder in seine die
Hemmung bewirkende Endstellung gebracht wird
und dass der Träger (10) weiterbewegt wird, bis sei-
ne Bewegung durch den Riegel (18, 20) gehemmt
wird.

6. Verfahren nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Prozess des Aufhebens und
Wiederherstellens der Hemmung eine vorgegebene
Anzahl von Malen wiederholt wird, insbesondere bis
der betreffende Riegel (18, 20) an jeder der zuge-
hörigen Wirkflächen (16a, 16b) zur Anlage gekom-
men ist

7. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass bei dem Test-
lauf der Träger (10) so lange bewegt wird, bis der
Riegel (18) oder einer der Riegel (18, 20) an einer
von den weiteren Wirkflächen (16a, 16b) unter-
scheidbaren Referenzwirkfläche oder an einer Re-
ferenzwirkfläche aus einer Gruppe von von den wei-
teren Wirkflächen (16a, 16b) unterscheidbaren Re-
ferenzwirkflächen anliegt.

8. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass der Träger

(10) ortsfest drehbeweglich gelagert ist und dass die
von ihm während des Testlaufs überstrichenen
Drehwinkel oder die Drehwinkel charakterisierende
Daten von der Steuereinrichtung ermittelt und im Da-
tenspeicher gespeichert werden.

9. Verfahren nach einem der vorangehenden Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass der Träger
(10) vor der Ermittlung der seine Bewegung charak-
terisierenden Daten in eine Referenzstellung ge-
bracht wird.

10. Verfahren nach Anspruch 9, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Referenzstellung durch die An-
lage des Riegels (18, 20) oder eines der Riegel (18,
20) an der Wirkfläche (16a, 16b) oder einer der Wirk-
flächen (16a, 16b) definiert ist.

11. Verfahren nach Anspruch 9, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Referenzstellung durch eine
Schaltposition eines bei Bewegung des Trägers (10)
schaltbaren Schalters definiert ist.

Claims

1. Method for operation of a security gate for cyclical
release of a passageway, whereby the security gate
has a control device having a data memory and a
data processing unit, and at least one blocking ele-
ment that can be moved between a blocking position
that blocks the passageway at a blocking location,
and a pass-through position that releases the pas-
sageway, whereby the at least one blocking element
is connected with a carrier (10) that can move in at
least one direction of movement, which carrier has
a first active surface (16a) or multiple first active sur-
faces (16a), whereby the security gate has a locking
device having at least one latch (18), which can be
moved between a first and a second end position
and is intended to make contact with the first active
surface (16a) or one of the first active surfaces (16a)
in one of its end positions, characterized in that in
a test run of the security gate, particularly after its
startup, the control device moves the latch (18) into
at least one of its end positions, and moves the car-
rier (10) until its movement is inhibited by the latch
(18), that the movement of the carrier (10) is stopped
after a predetermined path distance, if it is not inhib-
ited by the latch (18), that data that characterize the
movement of the carrier (10) are determined by the
control unit, and that the data processing unit deter-
mines parameters that characterize the security gate
from the data that characterize the movement of the
carrier (10), which parameters are stored in the data
memory.

2. Method according to claim 1, characterized in that
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the carrier (10) can be moved in two opposite direc-
tions of movement, and is moved so far, in both di-
rections of movement, until its movement is inhibited
by the at least one latch (18), and that the movement
of the carrier (10) is stopped after a predetermined
path distance, if it is not inhibited by the at least one
latch (18).

3. Method according to claim 2, characterized in that
the carrier (10) has a second active surface (16b) or
multiple second active surfaces (16b) that face(s) in
the direction opposite the first active surface (16a)
or opposite the first active surfaces (16a), and that
the locking device has another latch (20) that can be
moved between a first and a second end position
and is intended to make contact with the second ac-
tive surface (16b) or one of the second active sur-
faces (16b) in one of its end positions, and that in
order to determine the data that characterize the
movement of the carrier (10), both latches (18, 20)
are moved into at least one of their end positions,
one after the other.

4. Method according to claim 3, characterized in that
the carrier (10) is moved in both directions of move-
ment, until it is inhibited by one of the latches (18,
20) or until the predetermined path distance has
been reached, in all possible combinations of the
end positions of the latches.

5. Method according to one of the preceding claims,
characterized in that during the test run, after inhi-
bition of the movement of the carrier (10), the latch
(18, 20) in question is brought into its other end po-
sition, in order to release the movement, that subse-
quently, the carrier (10) is moved further, that the
latch (18, 20) is brought back into its end position
that brings about inhibition, and that the carrier (10)
is moved further until its movement is inhibited by
the latch (18, 20).

6. Method according to claim 5, characterized in that
the process of canceling out and restoring inhibition
is repeated a predetermined number of times, par-
ticularly until the latch (18, 20) in question has made
contact with each of the related active surfaces (16a,
16b).

7. Method according to one of the preceding claims,
characterized in that during the test run, the carrier
(10) is moved until the latch (18) or one of the latches
(18, 20) lies against a reference active surface that
can be differentiated from one of the further active
surfaces (16a, 16b), or against a reference active
surface from a group of reference active surfaces
that can be differentiated from the further active sur-
faces (16a, 16b).

8. Method according to one of the preceding claims,
characterized in that the carrier (10) is mounted in
a fixed location, so as to rotate, and that the rotation
angles over which it passes during the test run, or
the data that characterize the rotation angles, are
determined by the control unit and stored in the data
memory.

9. Method according to one of the preceding claims,
characterized in that the carrier (10) is brought into
a reference position before the data that characterize
its movement are determined.

10. Method according to claim 9, characterized in that
the reference position is defined by contact of the
latch (18, 20) or one of the latches (18, 20) against
the active surface (16a, 16b) or one of the active
surfaces (16a, 16b) .

11. Method according to claim 9, characterized in that
the reference position is defined by a switching po-
sition of a switch that can be switched when the car-
rier (10) moves.

Revendications

1. Procédé pour faire fonctionner un tourniquet destiné
à libérer cycliquement un passage, sachant que le
tourniquet présente un dispositif de commande com-
portant une mémoire de données et une unité de
traitement de données, et présente au moins un élé-
ment de blocage qui est mobile entre une position
de blocage bloquant le passage au niveau d’un em-
placement de blocage et une position de passage
libérant le passage, sachant que l’élément de bloca-
ge au moins unique est relié à un support (10) mobile
dans au moins une direction de déplacement, qui
présente une première surface active (16a) ou plu-
sieurs premières surfaces actives (16a), et sachant
que le tourniquet présente un dispositif de verrouilla-
ge comprenant au moins un verrou (18) qui est mo-
bile entre une première et une seconde position fi-
nale et qui est destiné à s’appliquer dans une de ses
positions finales contre la première surface active
(16a) ou une des premières surfaces actives (16a),
caractérisé en ce que, lors d’un test de fonctionne-
ment du tourniquet, en particulier après sa mise en
service, le dispositif de commande déplace le verrou
(18) dans au moins une de ses positions finales et
déplace le support (10) jusqu’à ce que son déplace-
ment soit inhibé par le verrou (18) en ce que le dé-
placement du support (10) est arrêté au bout d’une
distance parcourue prédéterminée s’il n’est pas in-
hibé par le verrou (18), en ce que le dispositif de
commande détermine des données caractérisant le
déplacement du support (10), et en ce que l’unité
de traitement détermine, à partir des données ca-
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ractérisant le déplacement du support (10), des pa-
ramètres caractérisant le tourniquet qui sont enre-
gistrés dans la mémoire de données.

2. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en ce
que le support (10) est mobile dans deux directions
de déplacement mutuellement opposées et est dé-
placé dans ces deux directions jusqu’à ce que son
déplacement soit inhibé par le verrou au moins uni-
que (18), et en ce que le déplacement du support
(10) est arrêté au bout d’une distance parcourue pré-
déterminée s’il n’est pas inhibé par le verrou au
moins unique (18).

3. Procédé selon la revendication 2, caractérisé en ce
que le support (10) présente une deuxième surface
active (16b) ou plusieurs deuxièmes surfaces acti-
ves (16b), qui est ou sont dirigées dans une direction
opposée à la première surface active (16a) ou aux
premières surfaces actives (16a), et en ce que le
dispositif de verrouillage présente un autre verrou
(20) qui est mobile entre une première et une secon-
de position finale et qui est destiné à s’appliquer dans
une de ses positions finales contre la deuxième sur-
face active (16b) ou une des deuxièmes surfaces
actives (16b), et en ce que, pour déterminer les don-
nées caractérisant le déplacement du support (10),
les deux verrous (18, 20) sont déplacées successi-
vement dans au moins une de leurs positions finales.

4. Procédé selon la revendication 3, caractérisé en ce
que le support (10) est déplacé dans toutes les com-
binaisons possibles des positions finales des ver-
rous, dans les deux directions de déplacement, jus-
qu’à l’inhibition par un des verrous (18, 20) ou jusqu’à
l’atteinte de la distance parcourue prédéterminée.

5. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, caractérisé en ce que, lors du test de fonction-
nement, à la suite de l’inhibition du déplacement du
support (10), le verrou concerné (18, 20) est amené
dans son autre position finale afin de libérer le dé-
placement, en ce que le déplacement du support
(10) est ensuite poursuivi, en ce que le verrou (18,
20) est à nouveau amené dans sa position finale
produisant l’inhibition, et en ce que le déplacement
du support (10) est poursuivi jusqu’à ce que ce dé-
placement soit inhibé par le verrou (18, 20).

6. Procédé selon la revendication 5, caractérisé en ce
que le processus de suppression et de rétablisse-
ment de l’inhibition est répété un nombre prédéfini
de fois, en particulier jusqu’à ce que le verrou (18,
20) soit venu en application contre chacune des sur-
faces actives associées (16a, 16b).

7. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, caractérisé en ce que, lors du test de fonction-

nement, le support (10) est déplacé jusqu’à ce que
le verrou (18) ou un des verrous (18, 20) s’applique
contre une surface active de référence différentiable
des autres surfaces actives (16a, 16b), ou contre
une surface active de référence d’un groupe de sur-
faces actives de référence différentiables des autres
surfaces actives (16a, 16b).

8. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, caractérisé en ce que le support (10) est monté
mobile en rotation à poste fixe, et en ce que des
données caractérisant l’angle de rotation ou les an-
gles de rotation qu’il couvre pendant le test de fonc-
tionnement sont déterminées par le dispositif de
commande et enregistrées dans la mémoire de don-
nées.

9. Procédé selon l’une des revendications précéden-
tes, caractérisé en ce que le support (10) est amené
dans une position de référence avant de déterminer
les données caractérisant son déplacement.

10. Procédé selon la revendication 9, caractérisé en ce
que la position de référence est définie par l’appli-
cation du verrou (18, 20) ou d’un des verrous (18,
20) contre la surface active (16a, 16b) ou une des
surfaces actives (16a, 16b).

11. Procédé selon la revendication 9, caractérisé en ce
que la position de référence est définie par une po-
sition de commutation d’un commutateur pouvant
être commuté lors du déplacement du support (10).
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